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Betr.: Aufforderung zur Erweiterung des Untersuchungsauftrags der EU-

Kommission zur Rolle der deutschen Finanzdienstleister-

Aufsichtsbehörden (BaFin, Bundesministerium für Finanzen) im 

Betrugsskandal um das Unternehmen WireCard um die 

Untersuchung der Rolle dieser deutschen Finanzdienstleister-

Aufsichtsbehörden (BaFin, BMF) im größten Skandal um Abbau 

von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit in der Bundesrepublik 

Deutschland seit ihrem Bestehen 

Sehr geehrter Herr Dr. Rüter, 

vielen Dank für Ihre E-Mail vom 07. Juli 2020 an Exekutiv-Vizepräsident Dombrovskis. 

Ich wurde gebeten, Ihnen im Namen des Exekutiv-Vizepräsidenten zu antworten. 

Die Rechtsvorschriften der EU untermauern eine solide Marktinfrastruktur, eine 

angemessene Unternehmensführung, unabhängige Prüfungen und eine unabhängige 

Aufsicht durch die zuständigen Behörden der EU und der Mitgliedstaaten mit dem 

vorrangigen Ziel des Anlegerschutzes und der Gewährleistung stabiler und geordneter 

Finanzmärkte. 

Die Europäische Kommission nimmt den Wirecard-Fall sehr ernst und ist entschlossen, 

herauszufinden, was schiefgelaufen ist. Am 25. Juni 2020 beauftragte die Kommission 

die Europäische Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde (ESMA), zu untersuchen, ob es 

aufsichtliche Versäumnisse gegeben hat, und wenn ja, mögliche Handlungsmaßnahmen 

darzulegen. Die ESMA hat nun eine beschleunigte Beurteilung der aufsichtsrechtlichen 

Reaktion der BaFin und der DPR auf die Ereignisse, die zum Zusammenbruch der 

Wirecard AG geführt haben, im Bereich der Rechnungslegung vorgenommen und hierzu 

am 3. November 2020 berichtet. Der Bericht kann auf der Internetseite der ESMA 

eingesehen werden.
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1 https://www.esma.europa.eu/press-news/esma-news/esma-identifies-deficiencies-in-german-supervision-

wirecard%E2%80%99s-financial  
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Die Kommission verfügt über keine spezifischen Ermittlungsbefugnisse in diesem 

Bereich, aber wir prüfen Wirecard's Zusammenbruch umfassend, um festzustellen, 

welche Maßnahmen auf europäischer Ebene erforderlich sein könnten, gegebenenfalls 

einschließlich einer Änderung des EU-Rechts. 

In Ihrem Schreiben beschweren Sie sich außerdem über die Erhebung von Beiträgen der 

gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung auf Leistungen aus 

Kapitallebensversicherungen, die von Arbeitnehmern im Wege der Direktversicherung 

über den Arbeitgeber abgeschlossen wurden. Soweit wir Ihrem Schreiben und den von 

Ihnen vorgelegten Dokumenten entnehmen können, geht es dabei um eine Bestimmung 

des deutschen Sozialversicherungsrechts (§ 229 SGB V), nach der Renten der 

betrieblichen Altersversorgung als Versorgungsbezüge gelten und damit der 

Beitragserhebung zur Krankenversicherung der Rentner unterliegen. Nach der 

Rechtsprechung der deutschen Gerichte fallen darunter auch Leistungen, die aus einer 

vom Arbeitgeber auf das Leben des Arbeitnehmers abgeschlossenen Direktversicherung 

gezahlt werden, wenn diese der Sicherung des Lebensstandards nach dem Ausscheiden 

des Arbeitnehmers aus dem Erwerbsleben dienen sollen. 

Der von Ihnen angesprochene Sachverhalt betrifft die Ausgestaltung und Anwendung der 

sozialen Schutzsysteme in den Mitgliedstaaten. Die entsprechenden Bestimmungen 

liegen nach den EU-Verträgen im Wesentlichen in der Zuständigkeit der Mitgliedstaaten. 

Dabei ist es Sache der Mitgliedstaaten, über die Bedingungen und die Ausgestaltung der 

Erhebung von Beiträgen zur Finanzierung der sozialen Schutzsysteme zu entscheiden. Es 

liegen keinerlei Anzeichen dafür vor, dass die von Ihnen gerügten Sachverhalte gegen 

Bestimmungen des Europäischen Unionsrechts verstoßen könnten. Insbesondere sind 

keine Verstöße gegen Bestimmungen des EU-Rechts über den Betrieb und die 

Beaufsichtigung von Lebensversicherungen ersichtlich. 

Unter diesen Umständen bitte ich Sie um Verständnis dafür, dass die Kommission 

mangels Zuständigkeit nicht in der Lage ist, hinsichtlich der Ihnen erhobenen Einwände 

gegen die Heranziehung von Lebensversicherungsleistungen aus Direktversicherungen 

zu Krankenversicherungsbeiträgen tätig zu werden. 

Mit freundlichen Grüßen 

Alain DECKERS 

Referatsleiter 

(e-signed) 
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